
Bundessozialgericht

5a mm 15/81 Im Namen des Volkes

Verkündet ' .

am14. Juli 1982
Urte1]

in dem Rechtssheü

no..........oo......o-...........-oo....ooooconoqocoooooooop

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßhev011mäChtigt83
U......ooooooooU...-.....oooco'oooool

g e g e n

......OIOOIOO........l...............OIOOOOOOO......OOOOOODI

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 5a Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 14. Juli 1982

für Recht erkannt:

Die Sprungrevision des Klägers gegen das Urteil des Sozial—

gerichts Duisburg vom 24. April 1981 wird zurückgewiesen.

Die Beteiligten haben einander außergerichtliche Kosten des

Revisionsverfahrens nicht zu erstatten.
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G r ü n d e :

Der Kläger begehrt Befreiung.von der knappschaftlichen Kranken-

versicherung der Rentner (anVdR).

4Der Kläger iSt Beamter im Ruhestand..Er hatte während der Zeit

seiner Erwerbstätigkeit in der Rentenversicherung der Ange-

stellten und in der knappschaftlichen Rentenversicherung frei-

W11119 Beiträge entrichtet. Seit dem 1. November 1977 erhält er

„Knappschaftsruhegeld. Damit ist er Pflichtmitglied der anVdR.

Eine weitere gesetzliche pflichtversicherung besteht nicht. Der

Antrag des Klägers vom 10. Juli 1977 auf Befreiung von der

_
Mitgliedschaft in der anVdR, mit dem er ua vorbrachte, er sei

ausreichend Privatversichert‚ wurde von der Beklagten mit

Bescheid vom 23- September.1977 abgelehnt. Diesen Bescheid focht

der Kläger nicht an. Am 12. Februar 1980 beantragte der Kläger

erneut, VONder Pflichtmitgliedschaft bei der Beklagten befreit

zu werden. Die Beklagte lehnte das mit der Begründung ab

(Bescheid vom 29. Juli 1980; Widerspruchsbescheid vom

28. Oktober 1980). für Pflichtmitglieder der anVdR bestehe, wie

sich aus den 55 15 und 19 des Reichsknappschaftsgesetzes (RKG)

ergebe, die Befreiungsmöglichkeit des 5 173a Reichsversiche—

rungsordnung (RVG) nicht.

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage mit Urteil
vom
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24. April 1981 abgewiesen. Die Vorschriften über die anVdR

enthielten keine Befreiungsmöglichkeit für den Kläger. Das Fehlen

einer solchen Möglichkeit verstoße auch nicht gegen den

Gleichheitsgrundsatz, weil es für eine unterschiedliche

Behandlung von Rentnern in der allgemeinen KVdR einerseits und

der anVdR andererseits sachliche Gründe gebe.

Hiergegen richtet sich die im Urteil des SG zugelassene Sprung—

revision des Klägers. Nach Auffassung des Klägers ist es schon

fraglich, ob 5 15 Abs 2 RKG nur auf versicherungspflichtige Ar-

beitnehmer anwendbar ist, oder ob dieser Vorschrift nicht doch

allgemeine Bedeutung für die Befreiung von der Krankenversiche-

rungspflicht zukommt. Aus dem Fehlen einer speziellen Befrei—

ungsregelung in S 19 RKG könne keineswegs der Schluß gezogen

werden, daß es für versicherungspflichtige Rentner keine Be—

freiungsmöglichkeit aus der anVdR gebe. Zumindest liege ein

Verstoß gegen den Gleichheitssatz des Art 3 Abs 1 Grundgesetz

(GG) vor. Die vom.SG angeführten Gründe könnten eine unter—

schiedliche Behandlung von Knappschaftsrentnern und Rentnern der

Arbeiterrenten— und Angestelltenversicherung nicht rechtfertigen.

Der Kläger beantragt,

.
das Urteil des Sozialgerichts Duisburg vom 24. April 1981

sowie den Bescheid der Beklagten vom 29. Juli 1980 idF des

Widerspruchsbescheides vom 28. Oktober 1980 aufzuheben und

die Beklagte zu verurteilen, ihn von der Mitgliedschaft in

der knappschaftlichen Krankenversicherung der Rentner zu

beigeien.
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.Die Beklagte beantragt,

die Sprungrevision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

II

Die Revision des Klägers ist unbegründet.

Die Beklagte ist nicht verpflichtet, den Kläger von der Mit-

gliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung zu befreien.

Nach 5 19 Abs 1 Nr 1 RKG ist der Kläger bei der Beklagten ver-

sichert. Ob nach allgemeinen Auslegungsgrundsätzen aufgrund des

5 15 Abs 2 RKG iVm 5 19 RKG der S 173a RVO anzuwenden ist, oder

ob jedenfalls eine verfassungskonforme Auslegung der SS 15 und

19 RKG zu einer Anwendung des 5 173a RKG führt, kann dahinstehen.

Denn selbst bei einer Heranziehung des 5 173a RVO auch bei den

nach 5 19 Abs 1 Nr 1 RKG versicherten Personen hätte die Beklagte

nicht die Verpflichtung, den Kläger von der Versicherungspflicht

zu befreien.

Nach 5 173a Abs 2 RVG ist der Antrag auf Befreiung binnen eines

Monats nach Beginn der Mitgliedschaft bei der zuständigen Kasse

zu stellen. Diese Frist ist eine Ausschlußfrist (BSGE 35, 220,

21, 222). Bei ihrer Versäumung kann die Befreiung nicht erteilt

werden. Am 1. November 1977 wurde der Kläger bereits Mitglied in

der anVdR. Sein Befreiungsantrag vom 12. Februar 1980 war daher

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


verspätet. Der Befreiungsantrag vom 10. Juli 1977 war zwar

rechtzeitig. Doch hat die Beklagte mit bindend gewordenem

Bescheid vom 23. September 1977 bereits entschieden, daß dieser

Antrag nicht zur Befreiung geführt hat (5 77 SGG). Dieser

Bescheid war zwar nicht mit einer Rechtsmittelbelehrung versehen,

wurde aber ein Jahr nach Zustellung bzw Eröffnung unangreifbar

(SS 66 Abs 2, 63 Abs 1 SGG).

Indem der Kläger den Bescheid vom 23. September 1977 nicht

fristgemäß anfocht, wurde dieser Verwaltungsakt nicht nur mit der

Folge bindend, daß er danach nicht mehr mit Widerspruch und Klage

angegriffen werden konnte, sondern auch in dem Sinne, daß die

durch den Verwaltungsakt getroffene Regelung für die Beteiligten

grundsätzlich Bestand erhielt und ihrem materiellen Inhalt nach

verbindlich wurde (BSG SozR 1500 s 77 Nr 20). Diese materielle

Bindungswirkung reicht so weit, wie der in dem Ausspruch ent—

haltene Gedanke reicht. Gegenstand der Bindungswirkung ist nicht

nur das, was der Ausspruch unmittelbar besagt, nämlich, daß zum

1. November 1977 keine Befreiung von der Versicherungspflicht

erteilt werden konnte, sondern auch der Subsumtionsschluß, der

die Grundlage für den Ausspruch bildet (BSG aaO). Das ist hier

der Schluß, daß die Voraussetzungen für eine Befreiung von der

Versicherungspflicht aufgrund des Sachverhaltes, den er damals

(wie heute) vorbrachte, nicht vorlagen. Daran sind nun auch die

Gerichte gebunden,
so daß der abgelehnte Antrag die Befreiung

nicht rechtfertigen kann.

Der Bescheid vom 23. September 1977 kann auch nicht entgegen der
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Bindungswirkung des 5 77 SGG mit der Begründung neu überprüft

werden, der damalige Bescheid sei rechtswidrig gewesen. Gemäß

5 77 SGG ist der Verwaltungsakt allerdings für die Beteiligten in

der Sache nur bindend "soweit durch Gesetz nichts anderes

bestimmt ist”. Nach 5 44 Abs 1 und 2 des am 1. Januar 1981 in

Kraft getretenen 10. Buches des Sozialgesetzbuches (SGB 10) ist

ein nichtbegünstigender Verwaltungsakt, aufgrund dessen

Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht oder Beiträge zu

Unrecht erhoben worden sind, auch nachdem er unanfechtbar

geworden ist, mit Wirkung für die.Vergangenheit zurückzunehmen,

wenn bei Erlaß des Verwaltungsaktes das Recht unrichtig angewandt

worden ist. Im übrigen ist ein rechtswidriger, nicht

begünstigender Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar ge-

worden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft auf-

zuheben. Nach der Übergangsvorschrift des Art 2 S 40 Abs 2 SGB 10

sind die SS 44 bis 39 SGB 10 erstmals anzuwenden, wenn nach dem

31. Dezember 1980 ein Verwaltungsakt aufgehoben wird. Dazu

rechnen auch die Fälle, in denen die Behörde zwar vor dem

1. Januar 1981 die Aufhebung eines Verwaltungsaktes abgelehnt

hat, es deswegen es jedoch zu einem Rechtsstreit kommt und die

abschließende gerichtliche Entscheidung erst nach dem 31. De-

zember
1980 ergeht (BSG Urteil vom 27. April 1982, 1 RJ 84/80).

Nach Art 2 S 40 Abs 2 Satz 3 sind ausgenommen jedoch solche

Verwaltungsakte in der Sozialversicherung, die bereits

bestandskräftig waren und bei denen auch nach S 1744 der RVO in

der vor dem 1. Januar 1981 geltenden Fassung eine neue Prüfung

nicht vorgenommen werden konnte. Mit dieser Bestimmung hat der

Gesetzgeber diejenigen Verwaltungsakte von der Aufhebung nach
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neuem Verwaltungsverfahrensrecht ausnehmen wollen, die vor dem

Inkrafttreten des neuen Rechts in Bindungswirkung erwachsen

(s 77 SGG) und darum nach bisherigem Recht.(5 1744 RVG)

unabänderbar gewesen sind. Es kann dahinstehen, ob dann, wenn

nach altem Recht eine Überprüfung nach 55 93 RKG, 627, 1300 RVG

noch möglich war, nach dem 1. Januar 1981 neues oder altes Recht

anzuwenden ist (vgl BSGE 51, 209, 212 = SozR 2200 s 627 Nr 8, S

22; Urteil vom 10. September 1981, 5a/5 RKn 4/80). Denn im

vorliegenden Fall war nach altem Recht der Bescheid vom

23. September 1977 nicht mehr überprüfbar, auch nicht nach den

55 93 RKG, 627, 1300 RVG. Die Voraussetzungen des bis zum

31. Dezember 1980 geltenden S 1744 RVG liegen nicht vor. Auch

S 93 Abs 1 RKG ist nicht entsprechend (vgl BSGE 36, 120 = SozR Nr

61 zu 5 182 RVG) anzuwenden. Denn diese Vorschrift gilt nur, wenn

eine Leistung zu Unrecht abgelehnt, entzogen, eingestellt oder zu

niedrig festgestellt werden ist (vgl das Urteil des erkennenden

Senats vom 26. Juni 1980, 5 RKn 5/78, SozR 2600 s 121 Nr 3, S 9;

Zweng/Scherer, Handbuch der Rentenversicherung S 1300 Anm IV 1).

Um einen Leistungsbescheid hat es sich hier aber nicht gehandelt.

Gb darüber hinaus auch bei grundsätzlicher Anwendung des S 93

Abs 1 RKG oder des 5 44 Abs 1, 2 SGB 10 Einschränkungen dahin zu

machen wären, daß allenfalls für die Zukunft Änderungen der

Mitgliedschaft des Klägers bei der Beklagten möglich wären, weil

in der Vergangenheit abgeschlossene zurückliegende

.Versicherungsverhältnisse nicht rückwirkend umgestaltet werden

dürfen (BSGE 24, 45, 48 mwN; 26, 120, 123; SozR Nr 4 zu S 1403

RVG Bl Aa 8; Urteil des erkennenden Senats vom 28. Mai 1980,

5 RKn 21/79) kann hier dahinstehen.
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Der Kläger hat sich in der Revisionsinstanz darauf berufen, die

Beklagte habe durch den Erlaß der Bescheide vom 29. Juli 1980

und 28. Oktober 1980 den Rechtsweg über seinen früheren Antrag

vom 10. Juli 1977 neu eröffnet. Es kann.dahinstehen, ob durch

Erlaß eines Zweitbescheides, der die Bindungswirkung eines frü—

‘heren Bescheides unberücksichtigt läßt„nicht nur der Rechtsweg

neu eröffnet wird, also die formelle Bindungswirkung des früheren

Bescheides beseitigt wird, sondern auch die materielle Bin—

dungswirkung (vgl BSGE 10, 248; 13, 48, 86; SozR Nr 35 zu 5 77

SGG und Nr 12 zu S 40 VeerG; SozR 5050 S 15 Nr 9, S 25/26;

14. Mai 1981, 4 RJ 15/80). In vorliegendem Fall hat nach den

Tatsachenfestellungen des LSG, an die das Revisionsgericht

gebunden ist (S 163 SGG), die Beklagte mit den Bescheiden vom

29. Juli 1980 und 28. Oktober 1980 über den erneuten

Befreiungsantrag des Klägers vom 12. Februar 1980 entschieden

und nicht über den vom 10. Juli 1977. Ein die erneute Prüfung

eröffnender Zweitbescheid ist von der Beklagten daher nicht

'erlassen worden.
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Die Kostenentscheidung folgt aus s 193 Abs 1 SGG.
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